
Schwarze Zeiten? Die Berliner Wahlen und
ihr Ausgang

Wilhelm Schulz/Martin Suchanek, Infomail 1213, 15. Februar 2023

Die CDU geht als klare Siegerin aus der Berliner Abgeordnetenhauswahl vom 12. Februar hervor.
Erstmals seit 1999 wurde sie zur stärksten Partei in der Stadt und konnte ihren Stimmenanteil
deutlich auf 28,2 % steigern, was ein Plus vom 10,2 % gegenüber 2021 bzw. von 10,6 % verglichen
mit 2016 bedeutet. Die einzige andere Partei, die einen leichten Stimmengewinn verbuchen kann, ist
die AfD mit 9,1 % und einer Steigerung um 1,1 % zu 2021.

Die Regierungskoalition aus SPD, Grünen und Linken hat geschlossen verloren und kommt auf 49 %,
ein Verlust um 5,4 % zu 2021 (SPD bei 18,4 % und -3 %, Grüne ebenfalls bei 18,4 % und -0,5 %,
LINKE bei 12,2 % und -1,9 % zu 2021). Die FDP fällt unter die undemokratische 5 %-Hürde, verliert
2,5 % und kommt nur noch auf 4,6 %. Sie muss somit das Abgeordnetenhaus verlassen – also
wenigstens eine erfreuliche Nachricht.

Der Wahlgewinn der Union war zwar im Vorfeld abzusehen, ist aber dennoch deutlicher als von
vielen erwartet. Vor allem aus zwei Parteien erhielt sie dabei Stimmengewinne
(https://www.tagesschau.de/inland/waehlerwanderung-berlin-113.html): 60.000 von der SPD und
37.000 von der FDP. Auch interessant sind die Zahlen von jeweils 21.000 Stimmenwanderungen von
den sog. Kleinstparteien und Nichtwähler:innen. Daneben gewann sie 17.000 Stimmen von den
Grünen, 12.000 von der AfD und 11.000 von der LINKEN. Bei den Erststimmen konnte die Union
ihre gewonnenen Wahlkreise mehr als verdoppeln. Sie gewann 48 von 78, 2021 waren es 21. Die
SPD stürzte von 25 auf 4 Wahlkreise ab. Daneben: Die Stimmendifferenz zwischen SPD und Grünen
beläuft sich anscheinend auf 105, weshalb eine Neuauszählung wahrscheinlich ist.

Der Erfolg der CDU ist darauf zurückzuführen, dass sie gleich mehrere Stimmungen auf sich
fokussieren konnte. Außerdem hat er auch sehr wichtige bundesweite Implikationen bzw. setzt
Trends fort. Vergleichbar sieht es um die FDP aus, wenn auch unter umgekehrtem Vorzeichen. Die
Wahlniederlage reiht sich in den Trend der vergangenen Landtagswahlen ein. Die Union konnte sich
gegen die rot-grün-rote Landeskoalition als Alternative präsentieren und den Unmut gegen den
Senat kanalisieren.

Der Löwenanteil der Berliner:innen ist jedoch nicht zur Wahl gegangen oder durfte es nicht. Die
Wahlbeteiligung lag bei 63 %. Gegenüber 2021 ist das ein massiver Rückgang. Damals lag die
Beteiligung aber mit 75,4 % überaus hoch, weil sie gemeinsam mit der Bundestagswahl
durchgeführt wurde. Die 63 % entsprechen hingegen dem Durchschnitt der letzten 20 Jahre. Knapp
22 % der Bevölkerung hat überhaupt kein Wahlrecht, weitere 13 % haben das Wahlalter noch nicht
erreicht. Am Dienstag, dem 14.2, tauchten auch in Lichtenberg noch mehr als 400
Briefwahlumschläge auf. Das endgültige amtliche Wahlergebnis ist nicht vor dem 17. Februar zu
erwarten.

Ein Schritt nach rechts

Das „Es kann kein Weiter so geben“, das aus allen Fanfaren der Parteien klingt, drückt die
Stimmung der Wahl aus. Mit der CDU und den Grünen haben sich zwei bürgerliche Parteien in
Berlin weiter etablieren bzw. ein sehr gutes Ergebnis von 2021 weitgehend stabilisieren können,
während die bürgerlichen Arbeiter:innenparteien SPD und LINKE weiter an Stimmen und Prozenten
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verlieren.

Auch wenn die Wahl von keinem großen Rechtsruck begleitet wurde, so stabilisiert sie die
Rechtsentwicklung im Abgeordnetenhaus. In diesem Licht muss das „Es kann kein Weiter so geben“
gewertet werden, egal ob es eine Fortsetzung von RGR, Schwarz-Rot oder Schwarz-Grün wird.

Diese Verschiebung zeigt sich auch in den Wahlkampfthemen. So haben CDU, AfD und FDP einen
thematisch vergleichbaren Wahlkampf geführt, wenn auch im Ton verschieden. Sie haben das
Berliner Verwaltungsversagen auch über die gescheiterte Wahl von 2021 hinaus ins Zentrum
gestellt und andererseits den Ruf nach Recht und Ordnung im Lichte der rassistischen
Diffamierungen rund um die Silvesternacht oder um das „Chaos“ in den „linken“ Stadtteilen
erklingen lassen. Alles klassisch rechte oder rechtspopulistische Themen.

Die Senatsparteien hatten dem im Grunde nichts entgegenzusetzen. Die SPD versuchte sich sogar,
wenn auch ohne großen Erfolg, selbst als Law-and-Order-Partei mit Augenmaß zu inszenieren. In
jedem Fall können wir davon ausgehen, dass der nächste Senat – egal wie er zusammengesetzt sein
wird – die Polizei, deren Mittel und Befugnisse unter dem Vorwand der Bekämpfung von
„Clankriminalität“ und „linken Chaot:innen“ massiv stärken wird. Wir können annehmen, dass die
ohnedies oft eher symbolischen und letztlich zweitrangigen Reformen unter RGR faktisch kassiert
werden sollen.

Daneben stand Mobilität im Zentrum, wobei die drei Parteien sich für die Aufrechterhaltung Berlins
als Autostadt mitsamt der Fortsetzung des Baus der A100 ausgesprochen haben. Insgesamt wurde
die Koalition als handlungsunfähig beschrieben und das trotz einer LINKEN, die bei den
Koalitionsverhandlungen ihre Beteiligung an der Regierung über ihr Programm stellte.

Im Jahr 2021 war die Wohnungsfrage noch das zentrale Thema der Wahl. Das aktuelle Ergebnis
könnte vermutlich der letzte parlamentarische Todesstoß für den Volksentscheid von „Deutsche
Wohnen und Co. enteignen“ sein, solange dessen strategische Orientierung weiterhin auf
parlamentarische Mehrheiten ausgerichtet ist statt des Aufbaus einer klassenkämpferischen
Mieter:innenbewegung in den Häusern, auf den Straßen und in den Betrieben. Inwiefern die
möglichen Handlungsempfehlungen der Verschleppungskommission (offiziell:
Expert:innenkommission) noch im Senat Zustimmung finden werden, steht in selbigem fragwürdigen
Licht. Und das obwohl Kai Wegner (CDU-Spitzenkandidat) deutlich als Feind der Mieter:innen hätte
demaskiert werden können. Er war damals im Bundestag einer von denen, die gegen den Berliner
Mietendeckel geklagt haben. Die Berliner CDU wurde in den vergangenen Jahren massiv durch
Parteispenden von der Immobilienlobby unterstützt.

Doch, wie es in der Presse so oft heißt, bleibt unklar, ob Wegner nicht ein „König ohne Land“ bleibt,
also keine/n Koalitionspartner:in finden könnte, da sowohl SPD als auch Grüne sich für die
Fortsetzung von Rot-Grün-Rot ausgesprochen haben. Außerdem fürchten diese zu Recht, dass sie
unter CDU-Führung zum Anhängsel der Konservativen würden.

Die Sondierungsgespräche, die SPD und Grüne nun mit der Union führen werden, könnten beide zur
Durchsetzung ihrer Ziele in einer Drei-Parteien-Koalition verwendet werden. Eine schwarz-grüne
Koalition scheint zwar am unwahrscheinlichsten, wenn man sich die konträren Wahlkampfthemen
und die beidseitige Rhetorik anschaut, hätte aber eine starke Wirkung auf die Bundespolitik und
könnte ein etwaiges Scheitern der Ampel vorbereiten, in der sich die Grünen und nicht die FDP als
verlässlichere Partnerinnen für eine etwaige CDU-geführte Regierung präsentieren.



Und die LINKE?

Auch sie hat verloren. Einerseits zwei von sechs Direktmandaten, die jeweils an die CDU
verlorengingen. Generell hat die CDU bis auf zwei Wahlkreise der AfD alle Außenbezirke gewonnen,
während die Innenstadt grün ist (Zweitstimmen). Vergleichbar ist es auch bei der Altersstruktur. Die
Grünen sind die stärkste Kraft unter 35 Jahren und die CDU bei den über 45-Jährigen. Die Lützerath-
Räumung, die die Grünen mitverantworten, hat hier also keinen signifikanten Einfluss auf das
Wahlergebnis genommen. Die LINKE sieht sich somit einer Verringerung ihres Einflusses
gegenüber. Auch wenn sie in allen Bezirken verloren hat, lässt sich ein deutlicherer Stimmrückgang
in ihren alten Ostberliner Stimmbezirken verbuchen, während sie sich im Stadtzentrum relativ
gefestigt hat. Am deutlichsten zeigt sich dies im sonst so roten Köpenick, das nun tiefschwarz
überzogen ist. Im Verhältnis zum Bundestrend bleibt Berlin jedoch eine Hochburg der LINKEN.
Dass die verschiedenen brennenden sozialen Fragen wenig im Zentrum standen und die LINKE dies
nicht auffangen konnte, wird deutlich, wenn wir sehen, dass die Partei seit 2001 an der
Landesregierung ist, mit einer Ausnahme von 2011 bis 2016.

Katja Kipping warb bereits wenige Minuten nach den ersten amtlichen Hochrechnungen für eine
Fortführung von Rot-Grün-Rot und war damit vermutlich die erste öffentliche Fürsprecherin. Es
bleibt abzuschätzen, wie stark das Lager gegen die Regierungsbeteiligung sein wird. Angesichts
dessen, dass beispielsweise die oppositionelleren Bezirke wie Neukölln und Mitte verhältnismäßig
gute Ergebnisse erzielten, sind die Möglichkeiten dafür verbessert, wie die Basis für die Nebelkerze
des „rebellischen Regierens“ sichtbar geschwächt ist. Andererseits konnte dieses Doppelspiel,
einerseits Teil der Regierung zu sein, sich andererseits auf die Seite des Sozialprotests zu stellen, in
keiner gesteigerten Unterstützung münden – zwei Wege, die sich offensichtlich entgegenstehen.

Nach der Abgeordnetenhauswahl im Jahr 2021 war das größte Schreckgespenst in den Reihen der
LINKEN die Möglichkeit einer Ampelkoalition auf Berliner Ebene. Mit diesem Argument wurden
weite Teile des Programms in den Koalitionsverhandlungen aufgegeben. Es droht, dass mit selbigem
erneut in Koalitionsverhandlungen eingestiegen werden soll.

Natürlich wäre es leichfertig, ja albern zu sagen, dass eine CDU-geführte Regierung überhaupt
keinen Unterschied für die Bevölkerung ausmachen würde. Zweifellos würden Wegner und Co. eine
solche Situation nutzen, um ihr Law-and-Order-Programm durchzuziehen, wenn auch vielleicht mit
etwas grüner oder sozialer Tünche für eine jeweilige Koalitionspartnerin.

Doch das würde nur einen weiteren Zerfallsprozess befördern. DIE LINKE würde sich an einer
solchen Regierung ebenso wie die Restbestände des linken SPD-Flügels einfach selbst überflüssig
machen und eine CDU-Regierungsübernahme bloß hinauszögern.

Zudem zeigt die Erfahrung mit dem RGR-Senat (wie vordem mit den rot-roten Senaten), dass diese
selbst zur Verschleppung und Sabotage demokratischer Entscheidungen wie der Enteignung der
großen Immobilienhaie bereit sind. Nachdem DIE LINKE den Volksentscheid schon in der letzten
Koalition nicht durchsetzen konnte, ist natürlich kindisch zu denken, dass eine geschwächte Partei
und ein geschwächter Senat ausgerechnet jetzt die Konfrontation mit dem Kapital suchen werden.

Daher müssen aber auch die Gegner:innen eine Regierungsbeteiligung in der LINKEN jetzt
aufstehen. Schließlich haben sie sich in der letzten Legislaturperiode auch nicht mit Ruhm 
bekleckert, sondern nur so getan, als hätten sie mit dem Senat nichts zu tun – und haben doch
umgekehrt „ihrer“ Partei keine Steine beim Regieren in den Weg gelegt.

Gerade die linken Bezirke wie Neukölln und Mitte sowie alle anderen Gegner:innen einer weiteren
Regierungsbeteiligung müssen sich jetzt offen gegen die Regierungssozialist:innen, gegen die Giffey-



Freund:innen um Schubert, Lederer und Kipping formieren. Ein erster Ausgangspunkt dessen
könnte eine Einberufung einer öffentlichen Konferenz des linken Flügels der Partei sein. Bereits als
Folge der letzten Sondierungen gab es erste Ansätze zum Aufbau einer solchen Opposition, jedoch
verpuffte die Organisierung dieser Ansammlung von Parteimitgliedern, sobald die Abstimmung für
die Beteiligung an der Koalition innerhalb der LINKEN vorüberging.

Die Linken in der LINKEN stehen vor der Aufgabe, den Widerstand gegen die Fortsetzung von Rot-
Grün-Rot zu organisieren und um die Ausrichtung der Partei zu kämpfen. Angesichts ihrer
bundesweiten Krise dürfen sie dabei vor einem organisierten Kampf nicht weiter zurückschrecken –
und das heißt auch nicht vor einem kommenden, im Grunde unvermeidlichen organisierten Bruch
mit ihr.


